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1. Rechtsgrundlage 

 

Der Aufstellung des Bebauungsplanes liegen folgende Rechtsgrundlagen zugrunde: 

 

¶ Baugesetzbuch (BauGB) in der Neufassung vom 03.11.2017 (BGBl. I S.3634) 

¶ Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Neufassung vom 21.11.2017 (BGBl. I S.3786) 

¶ Planzeichenverordnung (PlanZV) 
in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S.58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S.1057) 

¶ Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S.288)  

 

Die vorstehenden gesetzlichen Grundlagen gelten jeweils in der Fassung der letzten Ände-

rung. 

 

 

2. Allgemeines 

 

2.1  Ziele und Zwecke sowie Notwendigkeit der Aufstellung eines Bebauungsplanes 

 

Die Stadt Haldensleben hat im Flächennutzungsplan Grünflächen mit der Zweckbestimmung 

ĂDauerkleingªrtenñ dargestellt, die ¿ber das gesamte Gemeindegebiet verteilt sind. Dauer-

kleingärten und Kleingärten werden speziell über das Bundeskleingartengesetz (BKleingG) 

vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 210), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 

19. September 2006 (BGBl. I S. 2146), definiert und geregelt.  

Demnach sind Kleingärten gem. § 1 BKleingG Gärten, die dem Nutzer bzw. Kleingärtner zur 

nichterwerbsmäßigen gärtnerischen Nutzung, insbesondere zur Gewinnung von Gartenbau-

erzeugnissen für den Eigenbedarf, und zur Erholung dienen (kleingärtnerische Nutzung) und 

in einer Anlage liegen, in der mehrere Einzelgärten mit gemeinschaftlichen Einrichtungen, zum 

Beispiel Wegen, Spielflächen und Vereinshäusern, zusammengefasst sind (Kleingartenan-

lage). In § 3 BKleingG wird geregelt, dass ein Kleingarten nicht größer als 400 Quadratmeter 

sein soll und eine Gartenlaube in einfacher Ausführung mit höchstens 24 Quadratmetern 

Grundfläche einschließlich überdachtem Freisitz errichtet werden darf. Diese wiederum darf 

nach ihrer Beschaffenheit, insbesondere nach ihrer Ausstattung und Einrichtung, nicht zum 

dauernden Wohnen geeignet sein. Das Baugesetzbuch bleibt in diesen Fällen unberücksich-

tigt. Nach der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt sind Gartenlauben bis 24 Quadratme-

ter Größe verfahrensfrei, bedürfen demnach keiner Baugenehmigung. 

Diese vorgenannten im BKleingG definierten Regelungen sind auch für Eigentümergärten an-

zuwenden. Eigentümergärten sind Gärten, die ebenfalls in Gemeinschaftsanlagen liegen, al-

lerdings keine Pachtgärten und somit keine Kleingärten im Sinne des Bundeskleingarten-ge-

setzes sind. 

Im Stadtgebiet gibt es darüber hinaus aber noch weitere Flächen, die zwar als Freizeitgärten 

genutzt werden, aber keinem Verein angehören oder über gemeinschaftliche Anlagen verfü-

gen und somit nicht dem Eindruck einer gemeinschaftlichen Kleingartenanlage i.S.d. BKleingG 

entsprechen. Für diese Grundstücke greift das Bundeskleingartengesetz nicht - somit ist hier 

vor allem die Verfahrensfreiheit zur Errichtung einer Gartenlaube nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 j) der 

Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) nicht gegeben. 

Für diese Grundstücke sind folglich § 29 bis 35 BauGB zu beachten. Da Freizeitgärten keinen 

Bebauungszusammenhang herstellen können, werden sie planungsrechtlich in der Regel 
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nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB) bewertet und sind dem Außenbereich zugeordnet. Im Au-

ßenbereich ist die Errichtung von baulichen Anlagen nur für privilegierte (gemäß § 35 Abs. 1 

BauGB) und begünstigte Nutzungen (gemäß § 35 Abs. 4 BauGB) zulässig. Im Einzelfall kön-

nen gemäß § 35 Abs. 2 BauGB bauliche Anlagen zugelassen werden, wenn öffentliche Be-

lange i.S.d. § 35 Abs. 3 BauGB nicht beeinträchtigt werden. Eine Beeinträchtigung liegt vor, 

wenn Darstellungen im Flächennutzungsplan oder Landschaftsplan entgegenstehen. Durch 

die Darstellung als Grünfläche im Flächennutzungsplan ist zwar die gärtnerische Nutzung ge-

sichert, das Baurecht, um beispielsweise eine Gartenlaube errichten zu können, ist momentan 

nicht gegeben, da eine Grünfläche keine Baufläche ist. Grünflächen hingegen sind der Be-

bauung entzogen, sodass die Darstellung im Flächennutzungsplan keine planungsrechtliche 

Sicherheit für den Erhalt und die Entwicklung von Freizeitgärten schafft. 

 

Folglich können nach bisheriger Rechtslage Baugenehmigungen für Gartenlauben auf vorge-

nannten Grundstücken nicht erteilt werden. 

 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen ge-

schaffen werden, auf ausschließlich gärtnerisch genutzten Grundstücken, die nicht dem 

BKleingG unterliegen, bauliche Anlagen zu errichten. 

Planziel des Bebauungsplanes ist daher die Festsetzung von Grünflächen mit der Zweckbe-

stimmung Freizeitgärten. Dadurch sollen die vorhandenen Gärten in ihrem Bestand gesichert 

werden. Durch die Aufstellung dieses Bebauungsplans soll die schon vorhandene gärtnerische 

Nutzung, unter Beachtung der Belange von Natur und Landschaft, planungsrechtlich abgesi-

chert und städtebaulich geordnet werden.  

 

Die Förderung von Freizeitgärten ist eine wichtige städtebauliche, gesundheits- und sozialpo-

litische Aufgabe. Gärten haben als Teil des Grünflächensystems wichtige Ausgleichs- und Er-

holungsfunktionen. Sie dienen dem nichterwerbsmäßigen Anbau von Pflanzen, Gemüse und 

Obst sowie der Erholung ihrer Nutzer. Der Begriff Freizeitgarten grenzt sich dabei vom Klein-

garten ab. Während der Begriff Kleingarten die Lage in einer Anlage suggeriert und nach dem 

BKleinG hauptsächlich dem nichterwerbsmäßigen Anbau von Gartenbauerzeugnissen dient, 

kann ein Freizeitgarten individueller genutzt werden. Unter anderem auch als reiner Erho-

lungsgarten. 

 

Der Erhalt der Freizeitgärten ist von naturschutzfachlicher Bedeutung, da diese häufig eine 

hohe Vielfalt an Pflanzenarten aufweisen. Durch die steigende Monotonisierung in der Land-

wirtschaft und der fortschreitenden Verdichtung von Städten gehen immer mehr Nahrungsan-

gebote für Insekten verloren. Dadurch ist ein Rückgang von Arten und Individuen zu beobach-

ten, der sich schließlich auf die Vielfalt von Vögeln auswirkt. Die Aufstellung des Bebauungs-

planes dient keinem umweltverträglichkeitsprüfungspflichtigen Vorhaben. 

 

Im Bebauungsplan werden demnach Freizeitgärten erfasst, die nicht unter das Bundesklein-

gartengesetz (BKleinG) fallen oder im Innenbereich nach § 34 (Baugesetzbuch) BauGB liegen. 

Um den aktuellen Bestand langfristig zu sichern, ist es nötig, die individuelle Gestaltung von 

Freizeitgärten durch eine geordnete Bebauung zu ermöglichen. Gemäß Rechtsprechung sind 

Lauben, die größer sind, als für die kleingärtnerische Nutzung erforderlich, nach § 35 Abs. 2 

und 3 BauGB unzulässig, weil sie die Entstehung einer Splittersiedlung befürchten lassen 

(BVerwG v. 29.04.1964, AZ: 1 C 30.62). Aus diesem Grund soll sich an die baurechtlichen 

Regularien des Bundeskleingartengesetzes angelehnt werden. 
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Allgemeiner baurechtlicher Bestandsschutz: 

 

Das Grundgesetz schützt grundsätzlich genehmigte Nutzungen und Anlagen. Dabei sind Be-

stands- und Funktionsänderungen, die über den genehmigten Zustand hinausgreifen, nicht mit 

erfasst, beschloss das BVerfG am 15.12.1995 - 1 BvR 1713/92. Die Eintragung in das Liegen-

schaftskataster begründet keinen Vertrauensschutz, so das OVG NRW im Beschluss vom 

21.03.2019 - 10 A 684/18. Auch Nutzungsänderungen führen zum Entfallen des Bestands-

schutzes, urteilte das BVerwG bereits am 25.03.1988 - 4 C 21/85 ï dieses Recht gilt seit 1990 

auch in Haldensleben. Aus Art. 14 GG können keine unmittelbaren Ansprüche auf ungeneh-

migte Änderungen oder Wiedererrichtungen einst bestandsgeschützter Anlagen hergeleitet 

werden.  

 

Wenn das Gartenhaus formell und materiell illegal gebaut wurde, kann die Beseitigung durch 

die Behörde gefordert werden, auch wenn das Gartenhaus bereits über einen längeren Zeit-

raum von z.B. über 10 Jahren besteht ï die Ausnahme bilden bauliche Anlagen, die vor dem 

01.08.1995 errichtet wurden (Nªheres siehe ĂBestandsschutz von Gartenlauben, die vor dem 

01.08.1985 errichtet wurden).  

Eine länger andauernde Duldung oder Duldungszusage, die Vertrauensschutz vermittelt, 

muss schriftlich erfolgen, fordert das OVG Nordrhein-Westfalen im Beschluss vom 30.08.2016 

- 7 B 960/16. Das heißt, eine langjährige behördliche Duldung liegt nur bei einer ausgespro-

chenen schriftlichen Duldung der zuständigen Behörde nach außen hin vor, mit welcher diese 

zu erkennen gibt, den jeweiligen rechtswidrigen Zustand ausnahmsweise hinnehmen zu wol-

len. Eine längere Untätigkeit der Bauaufsicht reiche zur Annahme einer aktiven Duldung nicht 

aus. 

 

Bestandsschutz von Gartenlauben, die vor dem 01.08.1985 errichtet wurden: 

Die behördliche Duldung von rechtswidrig errichteten oder ausgeführten Gebäuden fand seit 

1984 ihren gesetzlichen Niederschlag in § 11 Abs. 3 der Verordnung über Bevölkerungsbau-

werke vom 08.11.1984, wonach ein behördliches Einschreiten unter bestimmten Umständen 

nicht mehr erlaubt war. Widerrechtlich handelte der Bauherr, wenn er von der erteilten Geneh-

migung abwich oder sogar gar keine Genehmigung einholte. Die Vorschrift schützte allerdings 

nur dann, wenn die mit Fertigstellung des rechtswidrigen Gebäudes beginnende Fünf-Jahres-

Frist noch unter Geltung der Verordnung über Bevölkerungsbauwerke abgelaufen war.  

 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes der DDR zur Einführung des Gesetzes vom 20.07.1990 

über die Bauordnung (GBl. I S. 950) trat die Verordnung über Bevölkerungsbauwerke am 

01.08.1990 außer Kraft. Demnach waren alle Gebäude, die vor dem 01.08.1985 errichtet wur-

den, behördlich geduldet ï für diese Fälle gilt diese außerordentliche Verjährung nach wie vor.  

 

Mit Eintritt der Verjährung erlangte der Bauherr eine schutzwürdige verfahrensrechtliche 

Rechtsposition, die ihrer Bedeutung und ihrem Gewicht nach mit einer Position des materiellen 

Rechts vergleichbar war. Er musste mit einer Abrissverfügung nicht mehr rechnen, sondern 

konnte sich darauf einrichten, dass seine Investition, sein rechtswidrig errichtetes Gebäude, 

Bestand haben werde (OVG Thüringen, Urt. V. 18.12.2002 ï 1 KO 639/01). 

 

  

https://www.verwaltungspraxis.jurion.de/dokument/BVerfG_15_12_1995_1_BvR_1713_92_Bestandsschutz_Bauliche_Anla-d121446.html
https://www.verwaltungspraxis.jurion.de/dokument/OVG_Nordrhein_Westfalen_21_03_2019_10_A_684_18_Verpflichtung-d8267023.html
https://www.verwaltungspraxis.jurion.de/dokument/OVG_Nordrhein_Westfalen_21_03_2019_10_A_684_18_Verpflichtung-d8267023.html
https://www.verwaltungspraxis.jurion.de/dokument/BVerwG_25_03_1988_BVerwG_4_C_21_85_Altenheim_Aussenbereich_O-d130080.html
https://www.verwaltungspraxis.jurion.de/dokument/Art_1_GG_Menschenwuerde_rechte_Wirkung_der_Grundrechte-d137457,2.html
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Baurechtliche Situation mit Inkrafttreten des vorliegenden Bebauungsplanes: 

Für Gartenlauben und andere baulichen Anlagen, die nach dem 01.08.1985 unzulässiger 

Weise errichtet worden sind und die entgegen den Bestimmungen einer erteilten Genehmi-

gung oder größer als das im BKleingG festgelegte Höchstmaß für Gartenlauben errichtet wor-

den sind, bestehen nach wie vor rechtswidrige Zustände, über deren Zulässigkeit die untere 

Bauaufsichtsbehörde des Landkreises zu entscheiden hat.  

 

Sie erhalten durch die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes nicht Ăautomatischñ 

eine Genehmigung.  

Sofern sie den Festsetzungen entsprechen, muss eine nachträgliche Genehmigung bei der 

unteren Bauaufsichtsbehörde des Landkreises beantragt werden.  

 

Für neu zu errichtende bauliche Anlagen jedweder Größe ist generell eine Baugenehmigung 

zu beantragen, da sich die betroffenen Bereiche nach wie vor im Außenbereich i.S.d. § 35 

BauGB befinden. Durch den einfachen Textbebauungsplan werden lediglich die Vorausset-

zungen für eine Baugenehmigung geschaffen. Das heißt, für alle wesentlichen Änderungen 

an baulichen Anlagen bzw. die Neuerrichtung von baulichen Anlagen, d.h. auch für die an-

sonsten eine Verfahrensfreiheit nach § 60 BauO LSA besteht, wie eingeschossige Gebäude 

mit einer Grundfläche bis zu 10 m², Gartenlauben oder Einfriedungen, ist ein Antrag auf Bau-

genehmigung beim Bauordnungsamt des Landkreises Börde zu stellen. 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient keinem umweltverträglichkeitsprüfungspflichtigen 

Vorhaben. Eine Betroffenheit von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete, 

EU Vogelschutzgebiete) ist nicht gegeben, da der Bebauungsplan ĂFreizeitgªrtenñ keine 

neuen Baugebiete festsetzt. Mit dem Bebauungsplan ĂFreizeitgªrtenñ sollen lediglich die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, auf ausschließlich gärtnerisch genutz-

ten Grundstücken, die nicht dem BKleingG unterliegen, bauliche Anlagen bis zu 24 m² zu er-

richten. 

 

2.2 Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches 

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes erstreckt sich auf folgende Flurstücke: 

 

Gemarkung: Haldensleben 

Flur:  3 

Flurstücke: 276, 1252, 1253, 1254, 1255, 1256, 1257, 1413, 1414, 1682, 1683, 1684, 1685, 

1686, 1687, 1175/294, 1208/272, 278/5, 278/6, 278/7, 278/8, 279/1, 295/2, 

295/3, 665/266, 666/266, 697/290, 819/284, 875/285, 873/280, 1441 tw., 277/1 

tw. 

 

Flur:  4 

Flurstücke: 9, 18, 21, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 41, 42, 43, 3723, 3724, 3726, 3727, 3728, 

729/6, 728/6, 2150/8, 2132/40, 2/1, 40/1, 700/225, 621/266, 2879/226, 237/3, 

229/1 tw., 229/3, 229/4, 231/1 tw., 3845, 3847, 3848, 3849, 3850, 3851, 505, 

503/3, 503/4, 1893/503, 503/2, 503/5, 503/6, 503/7, 503/8, 39/1 tw., 2080/232 

tw., 2881/237, 2880/236, 2686/232 tw. 

 

Flur:  6 

Flurstücke: 33/1, 982/46 tw., 



_______________________________________________________________________________________________________________________________________ 
 

einfacher Text-Bebauungsplan "Freizeitgärten" - Stadt Haldensleben 
_______________________________________________________________________________________________________________________________________ 

5 
 

Flur:  10 

Flurstücke: 718/134, 719/134, 720/134, 721/134, 722/134, 158 tw., 952 tw., 156 tw. 

 

Gemarkung: Süplingen 

Flur:  3 

Flurstücke: 771/73, 772/73, 773/73  

 

Flur:  7 

Flurstücke: 382, 383, 384, 385, 386, 178/57, 177/57, 176/57, 

 

Gemarkung: Uthmöden 

Flur:  4 

Flurstücke: 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69, 314/1, 177/1, 177/2, 177/3, 177/4, 177/5, 

177/6, 177/7, 177/8, 177/9, 177/10 und Teilflächen aus 175, 176, 326, 327 und 

328 

 

Die verschiedenen Geltungsbereiche erstrecken sich über das gesamte Gemeindegebiet und 

bekommen entsprechende Bezeichnungen. Die Gebiete sind unter folgenden Bezeichnungen 

zusammengefasst:  

1.) Gartenstraße,  

2.) Am großen Werder,  

3.) Entlang der Stadtmauer,  

4.) Magdeburger Straße,  

5.) nördlich der Ohre und  

6.) Kronesruhe in Haldensleben.  

7.) An der Bahn in Süplingen 

8.) in der Dorfstraße in Bodendorf und  

9.) in Uthmöden. 

 

 

2.3 Flächennutzungsplan 

 

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan (für die Kernstadt und die Ortsteile Hundisburg, 

Satuelle, Uthmöden und Wedringen) stellt für fast alle enthaltenden Flurstücke im Plangebiet 

Grünflächen dar. Ausnahmen sind folgende Flurstücke: 34, 3724, 32/5, 21, 33, 35 und teil-

weise 3726 und 3727 der Flur 4 im Bereich der Gartenstraße. 

Diese sind im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dar-

gestellt. Die Lage im Außenbereich i.S.d. § 35 BauGB, die nicht gesicherte Erschließung, die 

negative Vorbildwirkung von Bauvorhaben und die faktische Nutzung als Freizeitgärten stehen 

einer Ausnahmeregelung nach § 35 Abs. 2 i.V.m. § 35 Abs.3 BauGB entgegen und begründen 

das Planungserfordernis nach § 1 Abs. 3 BauGB. Daher sind auch diese Flurstücke erfasst. 

Da der Flächennutzungsplan nicht parzellenscharf die einzelne Nutzung darstellt und sich o.g. 

Flurstücke an der Grenze zwischen den dargestellten Nutzungen Wohnbau- und Grünfläche 

befinden, kann vorliegender Bebauungsplan als aus dem Flächennutzungsplan gemäß § 8 

Abs. 2 BauGB entwickelter Bebauungsplan gelten. 

Der Flächennutzungsplan in Süplingen /Bodendorf wird derzeit aufgestellt. 

Der Bebauungsplan entwickelt sich damit aus dem Flächennutzungsplan und der faktischen 

Situation heraus.   
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3  Rahmenbedingungen für den Bebauungsplan 

 

3.1 Lage in der Stadt 

 

3.1.1  Gartenstraße 

Die Freizeitgärten Garten-

straße werden im Osten 

durch den Birkenweg und 

im Süden durch den Pfän-

degraben abgegrenzt. Im 

Norden grenzen Wohn-

grundstücke in der Wer-

derstraße an und im Wes-

ten Wohngrundstücke aus 

der Bülstringer Straße und 

der Gartenstraße. Diese 

beiden Straßen sind auch 

die Haupterschließungs-

wege für die Nutzer. 

 

Größe: 17.363 m²  

 

 

 

 

 

3.1.2  Am Großen Werder 

Im Nordosten der Garten-

flächen liegt das Wohnge-

biet der Werderstraße. Im 

Osten und im Süden 

grenzt Wohnbebauung der 

Werderstraße an. Nach 

Süden hin wird der Bereich 

durch Grundstücke an der 

Bülstringer Straße abge-

grenzt, im Westen hinge-

gen befinden sich landwirt-

schaftlich genutzte Flä-

chen. Die Erschließung er-

folgt über die Straße Am 

Großen Werder sowie 

über die Werderstraße. 

Ein Fußweg von der Bül-

stringer Straße aus bietet 

eine Zuwegung aus Rich-

tung Süden. 

 

Größe: 36.299 m² 
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3.1.3 Entlang der Stadtmauer 

 

 
 

Die beiden Bereiche liegen direkt entlang der südlichen Stadtmauer der historischen Altstadt, 

welche diese auch im Norden abgrenzt. Die weitere Abgrenzung erfolgt im Westen durch 

Grundstücke der Hagenstraße, im Süden durch Grundstücke der Alsteinstraße sowie Grund-

stücke im Rähm. Im Osten wird der Bereich durch die Magdeburger Straße 44 abgegrenzt. 

Zwischen den beiden Bereichen verläuft die Bahnhofstraße. Rechtsseitig befindet sich der Sitz 

der Stadtwerke Haldensleben, auf der linken Seite befindet sich ein öffentlicher Parkplatz. Die 

Erschließung erfolgt durch Fußwege ausgehend von der Hagen- und Bahnhofstraße sowie 

einem Parkplatz westlich der Magdeburger Straße.  

 

Größe: 4.487 m² 

 

3.1.4 Magdeburger Straße 

 

Der Bereich liegt an der 

Magdeburger Straße, ge-

genüber dem städtischen 

Friedhof. Im Süden grenzt 

die Straße an. Im Norden 

liegen Flächen des Ab-

wasserverbandes Hal-

densleben Untere Ohre. 

Im Westen grenzt die be-

ginnende Wohnbebau-

ung und im Osten das 

Gewerbegebiet Haldens-

leben-Ost an. Die ver-

kehrliche Erschließung 

erfolgt über die Magde-

burger Straße. 

 

Größe: 9.548 m² 

  




















